
Das Oberste Gericht hat zwar in zahlreichen veröffent­
lichten Entscheidungen zu diesen Problemen Stellung 
genommen, indes erscheint uns nunmehr eine zusam­
menhängende Darstellung aller sich für die psychia­
trische Begutachtung ergebenden Fragen auf der Grund­
lage der Rechtsprechung des Obersten Gerichts uner­
läßlich. Dabei geht dieser Beitrag insbesondere von Ent­
scheidungen bei vorsätzlichen Tötungsverbrechen und 
anderen Delikten der schweren Kriminalität aus.
Der in dieser Kriminalität besonders kraß sichtbare 
pathologische bzw. psychopathologische Bereich macht 
das Hauptproblem deutlich. Die Gerichte müssen beim 
Vorliegen entsprechender Symptome mit Hilfe der 
psychiatrischen Sachverständigen im Einzelfall den Um­
fang und die Grenzen der strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit des Täters bestimmen. Einerseits darf kein Tä­
ter, der infolge „Bewußtseinsstörung, krankhafter Stö­
rung der Geistestätigkeit oder Schwachsinns“ zur Tatzeit 
unfähig war, das Gesellschaftswidrige seines Handelns 
einzusehen oder dieser Einsicht entsprechend zu han­
deln, bestraft werden. Andererseits darf der von der. 
Tat her erforderliche gerichtliche Zwang nicht einge­
schränkt werden, wenn beim Täter die Fähigkeit zu ge­
sellschaftsgemäßem Verhalten vorhanden war.
Die mit Hilfe psychiatrischer Sachverständiger zu tref­
fende Feststellung, ob die Voraussetzungen der straf­
rechtlichen Verantwortlichkeit vorliegen, ist für die ge­
rechte Bestrafung und für die Prüfung, ob weitere ge­
richtliche Maßnahmen, wie die Einweisung in ein psych­
iatrisches Krankenhaus (§ 42b StGB), erforderlich sind, 
von großer Bedeutung. Die subjektiven Beziehungen des 
Täters zur Straftat — z. B. seine Beweggründe, seine 
Kenntnis von der Gesellschaftswidrigkeit seines Tuns, 
seine Einstellung zu den durch die Tat verletzten Inter­
essen der Gesellschaft und einzelner Bürger, seine aus­
geprägte bzw. eingeschränkte Fähigkeit zu richtiger 
Einsicht und zu richtigem Handeln — gehören zur straf­
rechtlichen Schuld. Indem der Gutachter auf die psy­
chische Situation,' auf die Motivbildung und die Denk­
vollzüge des Täters zum Zeitpunkt der Tat eingeht — 
und das muß Bestandteil jedes Gutachtens sein —, trägt 
er wesentliche Faktoren vor, welche die subjektiven Be­
dingungen der Tat erkennen lassen und daher für die 
Feststellung und juristische Beurteilung bestimmter Mo­
tive und der Schuld nach Art und Grad wichtig sein 
können. Dabei ist angesichts des Umfangs und der 
Vielfalt dieser Faktoren eine richtige Einschätzung der 
Schwere der Schuld nur dann möglich, w_enn a l l e  Fak­
toren im Zusammenhang betrachtet und bewertet wer­
den. Die Herauslösung eines Faktors aus diesem Zu­
sammenhang, seine Überbetonung oder seine Unter­
schätzung verbieten sich daher2.

Voraussetzungen für die Einholung 
eines psychiatrischen Gutachtens
Ohne Rücksicht auf Art und Gefährlichkeit der kon­
kreten Straftat ist ein psychiatrisches Gutachten immer 
dann einzuholen, wenn es sachlich begründete Hin­
weise gibt, die zu Zweifeln daran führen, daß der Täter 
zutn Zeitpunkt der Begehung der Straftat strafrechtlich 
voll verantwortlich war. Derartige Hinweise können 
sich sowohl aus dem objektiven Geschehen, insbeson­
dere aus der Art und Weise der Tatbegehung, als auch 
aus dem Gesamtverhalten eines Täters, seiner sozialen 
Anpassungsfähigkeit, seinem intellektuellen Leistungs-
2 Nach Lekschas / Loose / Renneberg, Verantwortung und Schuld 
im neuen Strafgesetzbuch, Berlin 1964, S. 52, kann die straf­
rechtliche Schuld „nicht auf das Problem der bloßen psychi­
schen Beziehungen zwischen Täter und Tat, zwischen Bewußt­
sein bzw. WiUen und den Folgen des Handelns reduziert 
werden“. Das Verschulden tritt in einer psychischen Form auf. 
Sein Inhalt „ist der zur Handlung treibende und sich in der 
Handlung objektivierende Widerspruch zwischen dem kon­
kreten, handlungsbezogenen Bewußtsein des Täters und be­
stimmten gesellschaftlichen Verhältnissen“.

vermögen und nicht zuletzt aus der physischen und 
psychischen Verfassung vor und während der Tat er­
geben.
Bei der Bekämpfung der schweren Kriminalität wer­
den überwiegend richtige Maßstäbe für die Beiziehung 
psychiatrischer Gutachten angewandt3. Auch ohne eine 
Vielzahl von Beispielen läßt sich bereits die Vielfalt 
und die Kompliziertheit der Faktoren ermessen, die zu 
dieser Seite der subjektiven Voraussetzungen der Straf­
barkeit eines Angeklagten zu prüfen und zu beachten 
sind4.
Schwierig ist oft die Frage zu entscheiden, wann Hin­
weise auf erlittene Kopfverletzungen oder Auffälligkei­
ten in der psychischen Verhaltenssphäre, ein niedriges 
Bildungs- und lntelligenzniveau, erhebliche Verwahr­
losung, Asozialität u. a. m. die Einbeziehung eines Sach­
verständigen erfordern. Es ist stets zu untersuchen, ob 
derartige Umstände überhaupt zu Auswirkungen ge­
führt haben können, z. B. die Verletzung im hirnorga­
nischen Bereich zu psychischen Auffälligkeiten, das nie­
drige intellektuelle Niveau zur Retardierung, die Ver­
wahrlosung bzw. das Mängelmilieu zu psychischem 
Fehlverhalten usw. Deshalb dürfen derartige Hinweise 
nicht losgelöst von der Person des Täters und dem Tat­
geschehen betrachtet werden5 6.
Bei der Prüfung dieser Frage ist jedoch auch zu beach­
ten, daß eine sich sonst in keiner Weise auswirkende 
Kopfverletzung im Zusammentreffen mit anderen Um­
ständen (Alkohol, Affektsituation, altersbedingter Ab­
bau u. ä.) die Zurechnungsfähigkeit beeinflussen und 
eine Begutachtung erforderlich machen kann.
Es übersteigt die Sachkenntnis der Gerichte und führt 
zu fehlerhaften bzw. nicht überzeugenden Entscheidun­
gen, wenn sie Umstände, die zu der Annahme berech­
tigen, daß zum Zeitpunkt der Tat die Voraussetzungen 
zur Anwendung des § 51 Abs. 2 StGB Vorlagen, ohne 
Hilfe eines Psychiaters dahingehend werten, daß die 
Tat im Zustand erheblich verminderter Zurechnungs­
fähigkeit begangen wurde8. So mußte das Oberste Ge­
richt in dem in diesem Heft veröffentlichten Urteil vom 
15. Juli 1966 — 5 Zst 10/66 — darauf hinweisen, daß es 
unzulässig ist, von allgemeinen Erfahrungen des Ge­
richts ausgehend und lediglich gestützt auf die Angaben 
des Angeklagten und auf den Eindrude, den er in der 
Hauptverhandlung gemacht hat, die Voraussetzungen 
des § 51 Abs. 2 StGB zu bejahen.
Die für die Zurechnungsfähigkeit und die Schuldbewer­
tung bedeutsamen Probleme sind bereits bei der Er­
öffnung des Verfahrens exakt zu prüfen. Das wird von 
den Gerichten noch nicht genügend beachtet. Oft ergeht 
erst in der Hauptverhandlung ein entsprechender Be­
weisbeschluß, obwohl die Umstände, die zur Beiziehung 
eines Sachverständigen führten, bereits im Eröffnungs­
verfahren bekannt waren bzw. bei sorgfältiger Prüfung 
hätten erkannt werden können.
Das Gericht muß dem Sachverständigen mitteilen, 
warum es eine Begutachtung des Angeklagten für er­
forderlich hält, und ihm präzise Fragen nach der Zu­
rechnungsfähigkeit in bezug auf den gesetzlichen Tat­
bestand stellen. Das ist eine notwendige Voraussetzung
3 Vgl. die Hinweise Szewezyks auf dem III. Psychiatrie- 
Symposion in „Aktuelle Fragen der gerichtlichen Psychiatrie“, 
NJ 1964 S. 665.
4 vgl. die Kriterien für die Beiziehung psychiatrisch-psycholo­
gischer Gutachten bei jugendlichen Straftätern, die im Be­
schluß des Präsidiums des Obersten. Gerichts vom 13. Oktober
1965 zur einheitlichen Anwendung des § 4 JGG durch die Ge­
richte genannt werden, NJ 1965 S. 712 f.; ferner Gutjahr, „Die 
Beurteilung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit Jugend­
licher“, in: Psychologie und Rechtspraxis, Berlin 1965, S. 83 f.
5 Vgl, OG, Urteil vom 11. April 1958 - 3 Zst HI 14^58 - (NJ 1958 
S. 355) und das in diesem Heft veröffentlichte Urteil vom 15. Juli
1966 — 5 Zst 6/66 —, in dem zu dieser Frage einige Kriterien 
entwickelt worden sind.
6 Hiervon ausgenommen sind die Fragen nach der verminder­
ten Zurechnungsfähigkeit durch Alkoholgenuß.
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